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Wahlrecht in MV: Reformdebatte über
Hürden und Direktmandate

In MV diskutieren Parteien über eine Reform des
Landeswahlrechts, einschließlich der Absenkung der Fünf-

Prozent-Hürde und Wahlalteranpassung.

Schwerin (dpa/mv) – Die laufenden Diskussionen über eine
Reform des Wahlrechts in Mecklenburg-Vorpommern haben eine
wichtige Debatte über politische Teilhabe und Gerechtigkeit in
der Demokratie angestoßen. Der Fokus liegt dabei nicht nur auf
einer möglichen Anpassung des Landeswahlgesetzes, sondern
auch auf den Einflussmöglichkeiten kleinerer Parteien sowie
dem Wahlalter.

Einfluss auf kleinere Parteien

Ein zentraler Punkt der Reformdebatte ist die Fünf-Prozent-
Hürde, die nach Auffassung mehrerer Parteien eine Verengung
des politischen Spektrums zur Folge hat. Die FDP und die AfD
plädierten in einer aktuellen Umfrage dafür, diese Hürde auf drei
Prozent zu senken. Dies würde es kleineren Parteien erleichtern,
in den Landtag einzuziehen und damit die Meinungsvielfalt im
Parlament zu erhöhen. „Eine Senkung würde den Wählerwillen
besser abbilden und auch kleineren, oft regionalen Parteien eine
Stimme geben“, erklärte der AfD-Politiker Horst Förster.

Direktmandate und ihre Bedeutung

Ein weiterer strittiger Punkt ist die Regelung zu Überhang- und
Ausgleichsmandaten. Die SPD argumentiert, dass die Situation
in Mecklenburg-Vorpommern nicht mit der im Bundestag



vergleichbar sei. Sie betont, dass das bestehende Wahlsystem
bewährt habe, und sieht keinen Handlungsbedarf. Der CDU-
Fraktionsvorsitzende Daniel Peters ist ebenfalls der Meinung,
dass die Stärkung von Direktmandaten eine wichtige
Voraussetzung für politische Repräsentation ist. „Wer seinen
Wahlkreis gewinnt, muss auch dem Parlament angehören“,
argumentiert er.

Wahlalter im Fokus

Ein weiterer Aspekt der Reformdiskussion betrifft das Wahlalter.
Die Grünen setzen sich dafür ein, das Wahlalter auf 14 Jahre
herabzusetzen, um jüngeren Menschen mehr politische Teilhabe
zu ermöglichen. „Von den heutigen politischen Entscheidungen
sind junge Menschen am längsten betroffen – darum müssen sie
mitentscheiden dürfen“, so die Präambel der Grünen. Im
Gegensatz dazu fordert die CDU eine Rückkehr zur Regelung,
dass erst ab 18 Jahren gewählt werden kann.

Die Notwendigkeit einer Reform

Die AfD und die FDP sprechen sich dafür aus, die Größe des
Landtags, die derzeit 79 Mitglieder umfasst, durch eine Reform
auf die regulären 71 Abgeordneten zu begrenzen, um eine
sogenannte „Aufblähung“ zu vermeiden. Diese Maßnahme
würde auch dazu beitragen, die Kosten für die Steuerzahler zu
minimieren. „Eine Anpassung ist notwendig, um die Effizienz
und Funktionsfähigkeit des Landtags zu gewährleisten“, betont
der FDP-Fraktionschef René Domke.

Öffentliche Reaktionen und Ausblick

Die Debatte um das Wahlrecht beschäftigt nicht nur die
Parteien, sondern auch die Öffentlichkeit. Ein Umdenken könnte
notwendig sein, um den Anforderungen einer modernen
Demokratie gerecht zu werden. In Anbetracht der
unterschiedlichen Positionen der Parteien wird es jedoch



spannend zu beobachten, ob und in welcher Form eine Reform
des Wahlrechts in Mecklenburg-Vorpommern umgesetzt wird.
Die kommenden Monate könnten entscheidend sein, um eine
Lösung zu finden, die sowohl die Interessen kleinerer Parteien
als auch die der Wählerinnen und Wähler in den Mittelpunkt
stellt.

Details
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